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Die Einnohnergeneinde Arlesheift erlässt, gestützt aut $ { des kan-
tonal'et Baugesetzeg von l3- Juni 196?, für dat Gebiet "Gsehr*indhof '
euart,ieiplanvorschriften, bestehend aus Quartlerplan und Reglement.

Der Qurrticrplan selnerccits becteht aul den Einzelplänen

- Nr. I Vogelschau-Situation
- Nr. 2 Erägeschosg-situation
- Hr. 3 Konzept der untcrlrdischen Parkptatzerschliessung

Q, 6elrunesBERE tcH

t.l Die Quartierplrn-Vorschriften gelten für das Areal innerhalb
des Quartierplanperimeters. Sie finden Annendung bei Neubauten
und allfälligen späteren Umbauten.
Bei bestehenden Eauten, selche nicht den Quartierplan entspre-
chen, gind nur kleinere Umbauten und Renovationen innerhalb
der bestehenden l(uben gest.ttct.

?,, l tttnt-t

2.1 Die .Quartierplanvorschriftcn regeln insbesonderej die Lage und Grösse der Bauten und Anlagen
- die Gestaltung öer oberirdiechen Bauten und Anlagen

dic Art und das lltss üer Nutzulif der Bauten
- die Gestaltung und die Benützung der Freiflächeo

die Parkierung
- die Erschliessung, Versorgung und Entsorgung
- den Bau von Zivilschuteanlagen
- die Realisierung
- Schluesbestimmungen

I
5, Llse uilD GRössg ,D€R Bluren uilD AilLAcEt{

3.1 Es dürfen nur üiejenigen oberi,rdischen Bauten und Anlagen er-
rtellt scrdenr die in den Einzelplänen Nr. I und 2 darge-
etellt sind. llit Ausnahne der Zufahrtsrampen richten sich Lage
und Grösce der unterirdiechen Bauten und Anlagen nach den je-
reiligen Bedürfnissen. Ihre Ausdehnung hann über die Xonturen
der oberirdischen Bauten hinausgehen,
Für Klelnbauten det allgeneinen ltohls kann der Geneinderat der
Eeuilligungtbebördc Ausnahnen berntragen.
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3.2 Die Lage, dl: Grundfläche in der Senkrechtprojektion und dic
Geschosszrhl der sberirdischen Bauten gehen äus den Einzel-
plänen Nt, I und 2 hervor. Die wichtigsten Baufluchten sind
durch Baulinien fixiert. Abneichungen von den übrigen im Plan
dargestellten Baubegrenzuägen sind bit zu 1.5 zuläsnig' eo-
fern das lttägs der Grundfläehe nicht vcrgrögscrt und das Ueber-
bauungskonzept dadurch niCht negativ beeinflusEt rird.

3.3 Die Arkaden bei den Postschliessfäehern und bei dcr Fushalte-
stelle müssen eine lichte Breite von mind€stens 3.0 m aufrel-
sen. B€i den übrigen Gebäuden beträgt diese mindesteng 2.5 n.
Arkaden und Paseagen eind im Sinne von Ziffer 3.2 iil Teilplan
Nr. 2 verbindlich.

3.1

3.5

3.6

Die Höhe der Gesshoeser gerneasen von Oberkant Boden bls Ober-
kant Decke, darf folgendä trhsse nicht überschreiten

Erdgeschoss 3.5 m
- Obergeschosl 3.0 m

Die Fasgadenhöhe, gemessen an der Fasgadenflucht (Ol( roher Bo-
den bis OK tragende Dachkongtruktion), darf die Summe der zu-
lässigen, Geschosshöhen nicht übersteigen.
Die Höhe der äusseren Kniestc,ckwände beträgt im ilaxinum 1.0 ilt.

Die Erdgesehosser resp. dlc Gebäudezugänge sind ebenerdig äR-
zuordneni eine Stufe von äraxinal 15 cn Höhe ist zulässig
(Rollstuhlgängtgkeitl. Dte Höhenlage der anschliessenden Ver-
kehreflächengirddurchdenGeneinderaLfestgelegt.

Srischen den Bauten und GebäudeEruppeh eind in den Einzel-
plänen Nr. I und 2 nicht, dargestelll überdeckte Verbindungen
möglich. Sie dürfen jedoch dic l{otzufahrten nicht behindern.
Lage und Geetaltung eind von Genelnderat zu genehrnigen.

q, Gtsrn-ruilG DER Bluren

Oie zyei- und drcigeechosslgen Gebäude^sind nif einern Sattel-
dach mit einer Dachneigung zwischen 40" und {5- zu veraehen.
Aufschiftungen bei den Traufen dürfen die zul.ässige Dachnei-
gung unterschreiten, AIe Bedachungsrnaterial sind Tonziegel zu
verwenden.

{.1

4.2 Dachaufbauten rlnd zulä3sig. Sie sind nur irn era
schoss gestattet und dürfen eine Ereite von 2.5
schreiten. In übrigen gelten die vorschriften de
zonenreglennntesl Norurblatt Zn 7/63. B€i einer ä
VerbeEserung kann der Genreinderat Ausnahnen von
schriften geatatten.

n Dachge-
nicht über-
hantonalen
hegischen

iesen Vor-

te
ln
3
g
d
t

{.3 AnsteLlc von Dachaufbeutcn rind auch sogänannte fliederkehre
zuLässig, welche nicht an die Vorschriften von Normblatt
zR 7/63-gebunden sind. Bedingung ist jedoch eine ästhetiech
einwandf reie Gestaltung,
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l.{ Für Dacheinschnitte gelten die sinngemässen Vorschriften wie
für Dachaufbauten
Auf der gleichen Dachfläche sind entweder nur Dachaufbauten
oder nur Dacheinschnitte zuläseigr

{.5 tiegende Dachflächenfenster bis 0.5 m2 tichtmasg sind bis zu
I f der dazugehörenden Dachfläehe gestattetr sofern sie rnit
der übrigen Dachgestaltung harmonie!€or
Sonnenkollektoren eind zuIäesig, sofern sie in Forn ünd Farbe
harmonisch in die Dachflächen integriert uerden.

Die eingeschossigen Baukörper sind mit Flachdächern zv verse-
hen. Diese sind den Beuohnern zucränclich zu machen und als.
Frej.luft-Aufenthaltsräume entsprechend auszustat,ten und zu
gegtalten.
Zu diesem Zseck und zur guten Eingliederung der Flachdächer in
das Ortsbild sind geeignete Architekturelenente anzu$enden.
Dabei' darf die tlöhe eines übllchen Geländerg überschrit,ten
werden.
Die definitive üestaLtung ist im Rahmen des Baubewilligungs-
verfahrena dem Gemeinderat zur Genehmigung zu unterbreiten.

1.7 Dic Gestaltung, die llaterialien und Farben der Fassaden' die
Fenster, Bal,kone etc. der einzelnen Gebäudegruppen sind so
aufeinander abzustimnenr dass cin ästhetiech ansprechender,
harmonischer Gegamteindruck entrteht.

1.8 Gestalturg, Parben und llaterialien sind irn Rahmen dee Baube-
uilligung-verfahrene den Geneindsrat. zur Genehrnigung vorzule-
geB.

1.9

I,

a

Für die Gestaltung der Bauten geltan folgende Grundgätze:
Die Faesaden nüssen verputzt werden.

- Dabei sind vorwicAend warne. erdioe und matte Farbtöne zu
versenden. Einzelne Elemente öürfen in lebhaften, reinen
Farben und rnderen lttaterialien ausgeführt rarden.
Die Fassaden sind durch geeignete Architekturelemente zu
gliedern (2.8. Risalite).

- Balkone dürfen die Fassadenfluchten nur um nraximal 0.5 n
überragen.

5 Anr uno lhss DER llurzune oen ßnurena

5.1 Für die art der Nutzung der Bauten gelten die Vorschriften fiir
tlohn-Gesehäftsbau llG gemäec Normblatt ZR 1/53 der kantonalen
Zonenregleme n t snorma I ien .
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In den Erdgcechoaeen der Gebäude I - { sind keine t{ohnung€rr
sondern nui Läden und Dienstleirtungsbetriebe rnit Publihums-
verkehr z$gellggen.

Dr! lrlsrr dsr iluttunE ist durch die Gebäudekubütur bzs. durch
dic ln den Elnzelplinen Nr,. I und 2 festgelegten maxinalen 6e-
bäudegrundflächen bestirunt, Dic NuteunE der Dachgeschosse alr
tlohn- und Arbeitsräurne iet iar Rahmen der Baupolizeivorschrif-
ten gegttttet.

6, 6esrllrunc uilD Bgltürzuils DER FngtFLÄcHEr

6.1 Gestaltung und Eenützungsart der Fre:f lächen sind in Ei-rt€'l-
plan Nr.2 gcnerell festgchaltcn.

6.2 Die Fussgängerzonc ict für den llotorfahrzeugverkehr gesperrt.
Anlieferungs- und $ondertraneporte sind gesttttGt.
Die Benützung durch Velog wird durch verh€hrspolizeiliche
llasenahnen geregelt.

6,3 Die Gestaltung der öffentlich zugängli,chen flächen sird in
Deßail durch die Gemeinde projektiert.
Für die Fussgängerflächen ainä Plftten und Pflästerungen vor?
gesehen. Den jeweiligen GrUndeigentümern uird ein I'titsprachc-
recht eingeräumt.

6,1 Der Unterhült und dic Haftpflicht der öffentlich zugänglichen
Flöchen, cinschtieaslich dem Bereich unter den Grbäudc llb -
nit Ausnahne der trkaden, Prss.gen und dee BLT-Perrons ist
Sache der Gemernde.
Die Geneinde übernirunt die öffentlieh zugänglichen Flächen in
ihr Eigenturn sofern sie cntschädigungslos abgetreten werden.
In diesen Falle crfolgt der Unterhalt unentldttlich; andern-
falls hat der Grundeigentüner für die ßosten aufzukommen.

6.3 Für dic nicht öffenttich zugänglichen.Plächen ist in Rahmen
des Eaubeuilligungsverfahrens ein Unrgebungsplan, mindestens
im llassstab t:iOO zur Gsnehruigung einzureichen.

6.6 Einfriedigungen urn die nicht öffentlich zugänglichen Freiflä-
chen sind bewilligungspf lichtig.

'5.7 Die in den Einzelplänen Nr. I und 2 eingeeeichneten Bäumc
stellen das ilinimun dar und dienen als Richtlinie für die Be-
pf llnzung. Es sind einheirnische Baunarten zu rrählen.

Das Arsal der Hendegchlaufc ist mit Ausnrhnte des Gcleisekör-
pers zu begrünen und so zu gestalten, dass die Sählaufc
optisch nicht stört. Die Lärnenissionen gind durch technischc
uittel euf crn l{rninun zu beschränken.

6.8
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7, PlnrlERUt{G

7.t Die Parkplätzb sind grundsätzlich unterirdi.sch anzulegen (Aus-
nahnen siehe ZLf Eer 7.2'l c .

Für die Berechnung des erforderlichen Parkrauneg ist die*Richtlinie zur gästirnnung dee Parkplatzbedarfes', erlassen
durch die Eaudirektion deg Kantons Basel-tandschaft, massge-
bend.

o

I

7.2

?.J

7.1

7.1

Dic in den Teilplänen Nr. I und 2 dargestellten oberirdisehen
Parkplätze sind öffentlieh und dürten keinem Gebäude angerech-
net werden.
In den nicht der oeffentlichkeit zugänglichen Sereichen ist'
die Erstellung einer beschränkten Anzahl von oberirdischen
Pflichtparkplätzen gestüttet. Lage und linzahl bestimmt der 6s-
neinderat in. Rahmen des Baubcrilligungsverfahrens.

Die Gemeinde ist befugt, bei den öffentlichen Parkplätzen die
Benützungsdauer festzulegen {Blaue ?one, Parkingmeter}'

Das untcrirdische Erschliessungskonzept ist in Teilplan Nr. 3

festgelegt, In Rahnen der Baueingabe sind die unt€rirdischen
Verbindungen zu den Nachbarhallen zu ger*ährlei$ten. Die ein-
zelnen Einstellhallen eind so änzuordnen, dass bcim Endausbau
die Durchf ahrt auischen Htuptst,rtsse und llatthreg in bei,den
Richtungen nöglich ist.

?.5 Die tage der zueispurigen Ranpen und der unterirdischen Durch-
fahrt ist im Teilplan Nr, I gencrcll tcstgelegt.

7.6 ?ut Schaffung von öffentlichen Abstellplätzen steht der Ge-
nrinde das Rec,ht zu, sich nit eigenen Anlagen dem ußterirdi-
schen ParkicrunEsgysten rn?uschlieseen.

Er+*tribgübe rr ent
eine Pl-eg3:jrtcilung - +G€S,rtr,,=F+: &1t'1S0.-- 

= 
siG=.i,st -Fäl+i+-

eb-Olrteber .IJ85 (3ürehcr. EeukcstrninCcnI -

?.8 Eine Vernietung von Pflichtparkplätzen än Dritte ist nur ?u-
lässig, uenn die Parkierungsbedürfnigsc irinerhalb des Quar-
tierplanea gedeckt sind.

8. [nscxt-r€ssuilc, VrfisoRßur{G uxp [nrson6ur{G

8.1 Die strassen-. und parzellennässige Erschliessung geht aus den
Tcilplänen Nr. I - ! hcrvor.
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8.2 Alle Gcbäude aind lrut Antennen-ßeglernent der Gerneinde Arleg-
heirn an die Geneingchefteantennc anzuschlisasen.

9. ltvtLscHuTzArLAEEr

9,1 Bein Gabäude nr. t ltt dtc Elngtcllhalle alr öflentlicher
Sehutzraun {cl. 400 Schutzplätzal mit nebenräumen auszubauen.
Ftir dle übrlgcn Gebäuda innerhatb der Quartierplanperimeter!
besteht die lrtbgliehkeit dee Elnkaufr in die öf fentlichen
SchutzräüßGr rofern gcnllgend Schutzplätzc vorhanden aind.

9.2 Für dic Zivilrchutzanlagcn gclten dic technischen tlcleungen
dcr Bundeeamtcr f{ir Zivitrchuta fiir den privaten Sehutzrrumbtu.

10, Rex-tstERunc

10,1 Zur Finanzierung der Baukesten der öffentlich zugänglichen
Flächen erstellt der Gernaind€r.t einan Beitragsplan nit Ko-
stenvertei ler.

Als nassgebende Flliehcn geltan dabclr
alle öffcntlichen oberirdiachen Strassen mit Assnahmc der
öffentl,Ichen Auto- unü Veloparkplötz:.

- allc oberirdischen FusaElingerflächen ru3!erhalb der Gebäu-
dgunriss , s.nt ihrsn lurstr?tüDt|€fi; ledoeh nit frusnatnrrs dec
8LT-Perront.

- Fussgängerpassage unter dem Baukörper {b.
- die beiden Zufahrtsrtnpen und dic Durchfahrt, in ersten Un-

tcrgeschosr (Teilplaa Nr. 3).

Dic Xösten uörden in ProJektstadiun ernrittelt und gehen zu
einenr Drittel zu Lasten dcr Geneinde und zg zrei Drit,teln ru
Lastcn der Eigentümer der Baukörper l, 2o 3 und l.
Dis Beiträgc für die cinzelnen Baukörp€r entoprechen ihren aur
dcn Plan-Unrieeen crreehneten Bruttogegchossflächen und betra-
gen für

Baukörper I

- Baukörper !

Dic so eruittelten B€iträge verden zurn ?eitpunltt. der Beubeuil-
ligung für die einzclnen Eaukörper fällig, jeveils angepasst
an dis Elutcuerung ab Oktober l9E5 (Zürcher Eaukostenindexl.

2t
2rl
3tl
16r
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10.2 Die Kosten filr allfällige ltlarsnahcen zur Verrneidung von Er-
sqhütt.erungen durch die Tranbahn
Lasten der Eigentümer dieeer Bauk

n vollumfänglich 2u
!r

gehe
örpe

I

10.3 Die Grundelgentildler habcn aLle für die Realisierung und dle
guartierplangenässe Funktionsfähigkeit der Ueberbauung erfor-
derlichen Verträge abzuschliessen.

Insb€ronderc sind ru regeln
- Durchleitungsrechte
- Gehrechte für Fussgängeruoner Arkaden Ctc.(inkt. Erstellung, Unterhalt, Haftung)
- Geh- und Fährrechte für die Rampen, unterirdische Zufahrten

ru den Einstellhallen, oberirdische Verkehrswege und Ab-
stellplätze (inkl. Erstellung, Unterhalt, Haftungl

- lrlutation der Grundgtücksgrenzen
- Näher- und Grenzbaurechte
- Benützungsrecht gerneinsamer Anlagen

{inkl. Erstellung und Unterhalt}
Bau- und Benützungsrecht der Gemeinde für
öffentliche Schutzräume und Autoeinstellhallan
Betrieb der Einstellhalten.

10. I Eine Baubesllligung darf erst erteilt r*erden, renn alle Ver-
träge abgeachlossen sind, relche in rechtlicher und funktio-
neller Hinsicht für üie Realisierung des Bauvorhabens alr 8€-
standteil des Quartierplanes erforderli.ch sind.

10.5 Der Gcmeinderat hat zur Beurteilung von Bauvorhaben und Ver-
trägen die Srtskcrnkommission beizuziehen.

10.6 Den ProJektvcrfarirrn rlrd cnpfohlea, berci,ts ir Vsrbercl-
tungs- oder Entvurfsstadiurn mit der Geneinde in Kontökt zu
treten.

lJ . Scxlussre sr r rqlrurcEl

Der Vollzug der Quartlerplanvorschriften, unter Vorbehrlt der
Baubesilligungsverfahrene, igt Sache dee Geneinderates.

11.2 Der Gemeinderat kann auf Antrag der Orttkernkornmigrion Aus-
nahmen von den Gestaltungsvorschriftcn gestatten, Der Geneinds-
:at entscheidet endgültig.

11.3 In Abwägung öffentlicher und privlter Interesren kann ücr Gc-
r,einderat auf Antrag der ortskernkommission Ausnahmen von den
übrigen OuartierplaÄvorschriften bewiltigenr sofern die Grund-
honseption der Quartierplanung nicht berührt rird, techniache
oder nachbarrechtl'che Schwierigkeiten eine Ausnahme racht-
fertigen oder die Abeeichungen nur von geringen Ausmas aind.
!'orbehalten bleibt das Bauberilligungeverfahren.

ü



I

11.,1 Die Quarti.erplanvorschriften "Ortekern' rerden innerhalb deg
Quart ier planperimetertg *G schwindhof' aufgehoben o

1r.5 e Quarti.erplanvorsehriften trcten üit, der Genehnlgung durch
n Rcalcrungsrtt in Krrlt.

Di
d*
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Brscnltisse

Gerneinde

Besehlulrs des Genninderetcg r

Beeehluss der Geneinöekoruniggion :

Der Landechreiber;

Der

5. Februar f985

7. ilärz 1985

18. llärz 1985
I

I

Beschlugs der Gemeindevertammlung:

Publikation der Planauflagc in Atntcblatt Nr.

Ie.q-{g - ) 985,

Beschluss Nr . fäXr?vom.J
??.,/lprtl tgS6,

Planauflager

Der Gemeindeprlisident r

Der GemeLndeverralter r

Kanton

Vom Regierungsrat deg Ktntont Bagel-Landsehaft genehnigt nit

,3.2j28

von ll + 85

;i:'töt"i"l"wtä';ffiatsbesch luas* in Arat latt

Gemeinderat
Präsldent Leiterin

Arlesheim
Cemeindeverwaltung:

\r\/1 V- 3or LL


